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I. Präambel 

Die vorliegenden Responsible Sourcing Standards leiten sich aus den Anforderungen für Menschenrechte, 
Umweltschutz und GeschäŌsethik ab, wie sie FPT für die eigene GeschäŌstäƟgkeit anwendet, und konkreƟsieren diese 
für Lieferanten (nachfolgend „Partner“ genannt). 

Den Maßstab bilden unsere UnternehmenspoliƟk, unser Unternehmenskodex sowie unsere AmbiƟonen zur 
Erreichung von CO₂-Neutralität. 

Die Achtung der Menschenrechte im Einklang mit der internaƟonalen Menschenrechtscharta, den UN-Leitprinzipien 
für WirtschaŌ und Menschenrechte sowie den ILO-Kernarbeitsnormen ist für FPT ein grundlegender Bestandteil 
verantwortungsvoller Unternehmensführung und gilt gleichermaßen in unseren LieferkeƩen. Die nachstehenden 
Mindestanforderungen und Erwartungen an den Partner zielen daher darauf ab, weltweit negaƟven Auswirkungen auf 
Menschenrechte vorzubeugen, diese zu minimieren oder, soweit möglich, zu beenden. 

Unsere Anforderungen zum Umweltschutz zielen darauf ab, natürliche Ressourcen zu schonen und Umweltschäden, 
die durch wirtschaŌliche AkƟvität entstehen, zu vermeiden, bei EintriƩ zu beheben und falls unvermeidbar oder nicht 
zu beheben, auszugleichen. Dies umfasst ein breites Spektrum an Themen, einschließlich z. B. der Vermeidung von 
LuŌ-, Boden- und Wasserverschmutzung, schädlicher Lärm- und Geruchsemissionen, des Erhalts von 
Wasserressourcen und natürlicher Bodenqualität sowie Wäldern, der Förderung erneuerbarer und sauberer 
Energiequellen und des sicheren Managements von Chemikalien, Gefahrstoffen und gefährlichen Abfällen. Wir 
erwarten von unseren Partnern, dass sie ein systemaƟsches und ganzheitliches Vorgehen zum Umweltschutz 
nachweisen: Der Partner soll verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln in Strategien und 
Managementsystemen verankern, eine Bewertung der Umweltauswirkungen von Beschaffung, KonzepƟon und 
Herstellung von Teilen, ProdukƟonsstoffen und Produkten im Voraus vornehmen und diese in 
Unternehmensentscheidungen integrieren und Ursachen adressieren. 

FPT hat Erwartungen an die Zusammenarbeit mit GeschäŌspartnern in den Beschaffungsrichtlinien formuliert. In den 
vorliegenden Responsible Sourcing Standards konkreƟsieren wir diese Erwartungen an unsere Partner für ein 
verantwortungsvolles GeschäŌsverhalten entlang der folgenden Unternehmensgrundsätze: 

1. Wir wirtschaŌen nachhalƟg und setzen uns für Mensch und Umwelt ein. 

2. Wir handeln respektvoll und respekƟeren die vorgegebenen Regeln und Anforderungen. 

3. Wir sprechen Themen offen an und stehen für Transparenz. 

4. Fairness und Respekt sind die Basis für unsere Zusammenarbeit. 

5. Wir leben Vielfalt. 

Diese Responsible Sourcing Standards finden weltweit Anwendung und richten sich an alle Partner von FPT. 

Die Responsible Sourcing Standards beinhalten verpflichtende Mindestanforderungen für Partner. Diese 
Mindestanforderungen sind integraler Bestandteil der einzelnen Lieferverträge. Darüber hinaus zeigen die Responsible 
Sourcing Standards unsere Erwartungen an unsere Lieferanten auf, um gemeinsam mit ihnen Sorgfaltspflichten für 
verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln zu etablieren und konƟnuierlich weiterzuentwickeln. 

Der Partner ist verpflichtet, diese Anforderungen an seine BeschäŌigten sowie an seine direkten Partner zu 
kommunizieren und deren Einhaltung in seinem Einflussbereich sicherzustellen. FPT erwartet, dass der Partner alle 
geltenden Gesetze und VorschriŌen sowie die folgenden Standards einhält.  

Unsere Standards für Responsible Sourcing  

Verantwortungsvolle Beschaffung beginnt mit der Achtung der Menschenrechte. Bei FPT verfolgen wir einen 
ganzheitlichen Ansatz, um Menschenrechte in unseren LieferkeƩen zu respekƟeren, und schließen dabei auch den 
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verantwortungsvollen Umgang mit unserer Umwelt ein. So erkennen wir insbesondere die Auswirkungen des 
Klimawandels als globale Herausforderung an und richten unsere Strategie und unser Handeln an den Pariser 
Klimazielen aus. Die BerücksichƟgung der Wechselwirkung zwischen menschenrechtlichen und umweltbezogenen 
Risiken ist dabei fester Bestandteil der unternehmerischen Verantwortung. Wir erwarten, dass unsere Partner 
gemeinsam mit uns ihren Beitrag leisten und dabei die Grundsätze für verantwortungsvolles GeschäŌsverhalten 
achten.  

Die vorliegenden Standards spiegeln das Selbstbild von FPT als Industrieunternehmen wider. Sie reflekƟeren relevante 
Rahmenwerke und speisen sich nicht zuletzt aus einer fortlaufenden Risikobetrachtung, insbesondere von 
RohstofflieferkeƩen. FPT arbeitet gemeinsam mit seinen Partnern an der Verwirklichung dieser Standards.  

II. Soziale Verantwortung und Schutz von Menschenrechten 

Der Partner bekennt sich zur Wahrung und Achtung der Menschenrechte, wie sie im Global Compact der Vereinten 
NaƟonen, der InternaƟonalen Menschenrechtscharta, der Erklärung der InternaƟonalen ArbeitsorganisaƟon über die 
grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit vom 18. Juni 1998 und den Leitprinzipien der Vereinten NaƟonen 
für WirtschaŌ und Menschenrechte vom 16. Juni 2011 festgelegt sind. 

1. Menschenrechtliche Sorgfalt  

Der Partner verpflichtet sich, sofern er Produkte liefert oder Leistungen für FPT erbringt, in deren WertschöpfungskeƩe 
potenziell negaƟve Auswirkungen auf Menschenrechte zu befürchten sind, in seinem Unternehmen in angemessener 
Zeit Prozesse zur menschenrechtlichen Sorgfalt (z. B. Human Rights Due Diligence Prozess) zu etablieren und auf Basis 
dessen systemaƟsche und angemessene Sorgfaltsmaßnahmen im Zusammenhang mit Menschenrechten zu ergreifen. 
Maßgeblich sind hierfür die für den Partner geltenden naƟonalen Sorgfaltspflichtengesetze, mindestens jedoch die 
Vorgaben der UN-relevanten OECD-Leitsätze und -Prinzipien.   

Der Partner soll wirksame Prozesse zum akƟven Schutz der Menschenrechte etablieren mit dem Ziel, potenzielle und 
tatsächliche negaƟve Auswirkungen auf Menschenrechte innerhalb der gesamten WertschöpfungskeƩe zu 
idenƟfizieren, ihnen vorzubeugen, sie zu minimieren und zu beenden. Zur Etablierung menschenrechtlicher Due-
Diligence-Prozesse sollen Lieferanten mindestens die nachfolgenden Maßnahmen gemäß OECD-Leiƞaden für 
verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln einführen:  

1. Verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln in Strategien und Managementsystemen verankern.  
2. Tatsächliche und potenzielle negaƟve Effekte im Zusammenhang mit GeschäŌstäƟgkeiten, Produkten oder 

Dienstleistungen des Unternehmens besƟmmen und bewerten.  
3. NegaƟve Effekte beseiƟgen, vermeiden und mindern.  
4. Umsetzung und Ergebnisse nachverfolgen.  

Relevante Stakeholder, insbesondere solche, die durch die GeschäŌstäƟgkeit des Partners in ihren Menschenrechten 
betroffen sein können, sollen in die Errichtung und Umsetzung des Managementsystems eingebunden werden. 

2. Transparenz, KooperaƟon und Mitwirkung  

Um sicherzustellen, dass Lieferanten die in diesen Responsible Sourcing Standards festgelegten Mindestanforderungen 
und Standards zu Menschenrechten einhalten, fordert FPT seine Partner auf, gebotene Transparenz zu gewährleisten, 
insbesondere durch die Erfüllung nachstehender InformaƟons- und Mitwirkungspflichten:  

Der Partner ist verpflichtet, auf Verlangen von FPT über die in seinem Unternehmen etablierten Prozesse zur 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht AuskunŌ zu erteilen. 
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FPT ist berechƟgt, die vom Partner etablierten Prozesse zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht, einschließlich der 
von ihm ergriffenen Sorgfaltsmaßnahmen im Zusammenhang mit Menschenrechten, sowie die fristgemäße Umsetzung 
eines Abhilfemaßnahmenplans zu kontrollieren oder zu audiƟeren oder durch einen von FPT beauŌragten DriƩen 
kontrollieren oder audiƟeren zu lassen.  

Der Partner wird FPT oder einem von ihm beauŌragten DriƩen alle angeforderten InformaƟonen und Unterlagen zur 
Einsichtnahme zur Verfügung stellen und ihnen Gelegenheit zu Gesprächen bzw. Interviews mit GeschäŌsleitern, 
FührungskräŌen und Mitarbeitern geben, soweit dies jeweils für diese Zwecke vernünŌigerweise erforderlich ist.  

Der Partner wird die Inhalte dieser Menschenrechtsstandards an seine UnterauŌragnehmer weitergeben, diese 
entsprechend verpflichten und die Einhaltung der Menschenrechtsstandards in der LieferkeƩe prüfen. Insbesondere 
obliegt ihm die Verantwortung, dafür Sorge zu tragen, dass seine UnterauŌragnehmer ebenfalls im Einklang mit diesen 
Menschenrechtsstandards handeln.  

Der Partner verpflichtet sich zur Einhaltung der folgenden menschenrechtlichen Standards:  

3. Verbot von Kinderarbeit  

Der Partner sichert zu, dass Kinderarbeit unter keinen Umständen innerhalb seines Betriebs und gegenüber direkten 
Lieferanten toleriert wird. Der Partner ist verpflichtet, in seinem Unternehmen mindestens die ILO-KonvenƟonen Nr. 
138 über das MindestbeschäŌigungsalter und Nr. 182 über das Verbot der schlimmsten Formen von Kinderarbeit 
einzuhalten und zu diesem Zweck die Altersangaben von BeschäŌigten und Bewerbern zu überprüfen. 

Kinder dürfen in ihrer Entwicklung und Bildung nicht behindert werden. Ihre Gesundheit und Sicherheit darf nicht 
beeinträchƟgt werden. Der Partner ist verpflichtet, die Anforderungen zur Verhinderung von Kinderarbeit mit seinen 
UnterauŌragnehmern zu vereinbaren und diese ebenfalls zur Weitergabe aufzufordern.  

4. Verbot von Zwangsarbeit und moderner Sklaverei  

Der Partner sichert zu, dass er sämtliche ArbeitgeberprakƟken mindestens im Sinne der ILO-KonvenƟonen Nr. 29 zur 
Zwangsarbeit sowie Nr. 105 zur Abschaffung der Zwangsarbeit ausrichtet, insbesondere dass alle BeschäŌigten, 
einschließlich FremdarbeitskräŌen, nach dem eigenen Willen arbeiten und ihre BeschäŌigung frei unter Einhaltung 
einer angemessenen Kündigungsfrist beenden können. Der Partner muss jede Form der Zwangsarbeit verbieten, dazu 
zählen insbesondere Pflichtarbeit, SchuldknechtschaŌ, Menschenhandel sowie jede weitere Form von moderner 
Sklaverei.  

BeschäŌigten darf keine finanzielle Belastung auferlegt werden, indem Löhne oder Ausgaben zurückgehalten oder 
Gebühren im Einstellungsprozess erhoben werden.  

Der Partner darf die Bewegungsfreiheit seiner BeschäŌigten nicht durch das Einbehalten von Ausweisdokumenten oder 
andere Maßnahmen gegen den Willen der BeschäŌigten einschränken.  

Der Partner soll über klare Richtlinien verfügen, die ImplemenƟerungsverfahren für Einstellung, Beförderung und 
Kündigung festlegen. Der Partner soll ferner darlegen, wie er seine Arbeits- und EinstellungsprakƟken sowohl innerhalb 
des Unternehmens selbst als auch mit DriƩen, wie Arbeitsagenturen und PersonalvermiƩlern, überwacht und wie er 
Unterlagen angemessen auĩewahrt. Arbeitsbedingungen und Arbeitsverträge sollen klar und schriŌlich dokumenƟert 
werden.  
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5. Vereinigungsfreiheit und Recht auf KollekƟvverhandlungen 

Der Partner sichert zu, die Vereinigungsfreiheit seiner BeschäŌigten im Sinne der ILO-KonvenƟonen Nr. 87 über die 
Vereinigungsfreiheit und Nr. 98 über das Vereinigungsrecht und das Recht auf KollekƟvverhandlungen zu gewährleisten 
und das Recht auf KollekƟvverhandlungen ohne Einmischung, Diskriminierung, Vergeltung oder BeläsƟgung akƟv 
anzuerkennen. Der Partner muss das Recht der BeschäŌigten respekƟeren, sich zusammenzuschließen, sich einer 
GewerkschaŌ anzuschließen, eine Vertretung zu ernennen und in gewerkschaŌliche Ämter gewählt zu werden. Wenn 
die Vereinigungsfreiheit und KollekƟvverhandlungen gesetzlich eingeschränkt sind, muss der Partner sich um 
alternaƟve Wege bemühen, um die Prinzipien der ILO-KonvenƟonen im Einklang mit den lokalen Gesetzen bestmöglich 
zu berücksichƟgen.  

Der Partner soll seine BeschäŌigten über die relevanten Rechte aus den ILO-KonvenƟonen Nr. 87 und Nr. 98 
informieren.  

6. Nichtdiskriminierung und GleichberechƟgung  

Der Partner sichert zu, dass im Sinne der ILO-KonvenƟonen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts sowie Nr. 111 über 
Diskriminierung in BeschäŌigung und Beruf alle BeschäŌigten mit Respekt und Würde behandelt werden. Dabei muss 
der Grundsatz des gleichen Entgelts für gleichwerƟge Arbeit ohne Rücksicht auf den Unterschied des Geschlechts 
gelten. Der Partner muss Chancengleichheit am Arbeitsplatz gewährleisten und alle Formen der Diskriminierung 
untersagen. Unzulässig ist insbesondere eine Benachteiligung aufgrund von Geschlecht, Ethnie, Zugehörigkeit zu 
besƟmmten Bevölkerungsgruppen, Hauƞarbe, Behinderung, GewerkschaŌszugehörigkeit, poliƟscher Überzeugung, 
HerkunŌ, Religion, Alter, SchwangerschaŌ oder sexueller OrienƟerung.  

Der Partner muss entsprechende Regelungen treffen und diese allen BeschäŌigten klar vermiƩeln. Es müssen zudem 
Maßnahmen ergriffen werden, die konkrete Vorfälle von Diskriminierung unverzüglich beenden und die Betroffenen 
schützen.  

Der Partner soll gemäß den lokalen Gesetzen oder den ILO-Übereinkommen (Nr. 183, 103 und 3) einen MuƩerschutz 
(Urlaub und Leistungen) gewähren, je nachdem, welche BesƟmmung weitreichender ist. Die Art der BeschäŌigung und 
das Gehalt sollen bei der Rückkehr in die Arbeit geschützt werden.  

7. Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz  

Der Partner gewährleistet als Arbeitgeber die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz im Rahmen der 
naƟonalen BesƟmmungen. Sofern die Produktherstellung oder Leistungserbringung wesentliche Auswirkungen auf die 
Gesundheit und Sicherheit seiner BeschäŌigten haben kann, verpflichtet sich der Partner, ein anerkanntes und 
zerƟfiziertes Arbeitsschutzmanagementsystem (z. B. gemäß ISO 45001 oder OHSAS 18001) einzuführen, zu betreiben 
und FPT auf Anforderung durch Vorlage eines entsprechenden ZerƟfikats nachzuweisen.  

Der Partner muss seine BeschäŌigten vor arbeitsbedingten Gefährdungen durch Unfälle, Gefahrstoffe sowie 
übermäßige physische und psychische Belastung schützen. Der Partner hat einen sicheren Arbeitsplatz, notwendige 
ArbeitsmiƩel und angemessene Schutzausrüstung zu gewährleisten.  

Der Partner soll eine ständige Weiterentwicklung zur Verbesserung der Arbeitswelt unterstützen mit dem Ziel, keine 
betriebsbedingten Unfälle und Erkrankungen zu haben. Er soll über Richtlinien und Leitsätze zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz verfügen und einen prävenƟven Ansatz, nach dem Arbeitsunfälle und Berufskrankheit grundsätzlich 
vermeidbare Ursachen haben, fördern.  
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8. Faire Arbeitsbedingungen (Vergütung und Arbeitszeiten)  

Der Partner muss die Angemessenheit der Entlohnung sicherstellen, so dass deren Höhe mindestens dem nach 
anwendbarem Recht festgelegten Mindestlohn entspricht und es den BeschäŌigten ermöglicht, mindestens ihren 
Lebensunterhalt zu sichern. Dabei sind die Lebenshaltungskosten sowie die Leistungen der sozialen Sicherheit in dem 
betroffenen Land und die Entlohnung für eine VollzeitbeschäŌigung zu berücksichƟgen. Löhne sind für erbrachte 
Leistungen vollumfänglich auszuzahlen und dürfen nicht widerrechtlich einbehalten werden.  

Der Partner muss klare Leitlinien für Arbeitszeiten der BeschäŌigten im Sinne der ILO-KonvenƟonen Nr. 1 und Nr. 30 
über Arbeitszeiten setzen. Die ILO-KonvenƟon Nr. 1 regelt die Arbeitszeit in Industrieunternehmen, legt eine maximale 
Wochenarbeitszeit von 48 Stunden fest und fordert regelmäßige Ruhezeiten, einschließlich mindestens eines freien 
Tages pro Woche. KonvenƟon Nr. 30 ergänzt diese Vorgaben für das Büro und soll sicherstellen, dass die Gesundheit 
sowie das Wohlbefinden der BeschäŌigten geschützt werden. 

Der Partner sichert zu, dass die Arbeitszeit den jeweiligen lokalen gesetzlichen Vorgaben oder, soweit diese ein höheres 
Maß an Schutz gewährleisten, den jeweiligen Branchenstandards entspricht.  

9. Einsatz von öffentlichen und privaten SicherheitskräŌen  

Soweit der Partner eigene SicherheitskräŌe zum Schutz seiner Betriebe einsetzt oder private Sicherheitsdienstleister 
beauŌragt, muss er gewährleisten, dass diese die internaƟonal anerkannten Menschenrechte achten.  

Der Partner darf keine privaten Sicherheitsdienstleister beauŌragen oder öffentliche SicherheitskräŌe einsetzen, 
sofern diese die Menschenrechte missachten.  

10. Schutz lokaler GemeinschaŌen und indigener Völker  

Der Partner sichert zu, die Rechte lokaler GemeinschaŌen und indigener Völker, die durch die GeschäŌstäƟgkeit an 
Standorten des Partners betroffen sein könnten, zu achten und die lokalen Auswirkungen seiner UnternehmenstäƟgkeit 
zu berücksichƟgen. Insbesondere muss der Partner potenziell schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit, Sicherheit 
und die Lebensgrundlage lokaler GemeinschaŌen und indigener Völker durch geeignete Maßnahmen vermeiden. Der 
Partner darf weder die Umsiedlung lokaler GemeinschaŌen und indigener Völker widerrechtlich erzwingen noch 
widerrechtlich zu ihrer unfreiwilligen Umsiedlung beitragen.  

Der Partner muss die Grundsätze der freien, vorherigen und informierten ZusƟmmung indigener Völker in seinen 
TäƟgkeiten im Sinne der ILO-KonvenƟon Nr. 169 über eingeborene und in Stämmen lebende Völker in unabhängigen 
Ländern einhalten. Er muss die Rechte indigener Völker und ihres sozialen und kulturellen Erbes sowie ihre Umwelt- 
und WirtschaŌsinteressen achten. Dies schließt ihre Verbindung mit dem Land, einschließlich dessen BewirtschaŌung, 
und mit anderen natürlichen Ressourcen ein.  

Der Partner soll mit lokalen Behörden und relevanten Stakeholdern vor Ort vertrauensvoll zusammenarbeiten, um das 
bestmögliche Ergebnis für die von ihren GeschäŌstäƟgkeiten betroffenen Menschen zu erzielen.  

Gegenüber den direkten Lieferanten soll der Partner eine Null-Toleranz-PoliƟk in Bezug auf Landraub etablieren. 

11. Verantwortungsvolle Beschaffung von Rohstoffen aus Konflikt- und Hochrisikogebieten 
(CAHRAs) 

Der Partner verpflichtet sich, keine schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen wie Folter, grausame, 
unmenschliche und erniedrigende Behandlung, einschließlich körperlicher Bestrafung, sexuelle Gewalt, 
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu begehen oder sich an diesen zu beteiligen.  
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Lieferanten von 3TG (Zinn, Tantal, Wolfram und Gold) sowie Lieferanten, die diese Rohstoffe in ihren Produkten nutzen, 
müssen alle HüƩen und Raffinerien innerhalb der LieferkeƩen hinsichtlich dessen idenƟfizieren, offenlegen und 
bewerten, ob diese einen OECD-konformen Sorgfaltspflichtenprozess durchgeführt haben. Lieferanten müssen dafür 
mindestens etablierte Verfahren, wie z. B. den Responsible Minerals Assurance Process (RMAP), nutzen. Solche 
Lieferanten stellen sicher, dass der Bezug dieser Materialien zum Zeitpunkt des ProdukƟonsstarts ausschließlich von 
Raffinerien und HüƩen erfolgt, die den Anforderungen des Responsible Minerals Assurance Process (RMAP) der 
Responsible Minerals IniƟaƟve (RMI) entsprechen. Als Nachweis stellen solche Lieferanten ein Conflict Minerals 
ReporƟng Template (CMRT) zur Verfügung.  

Der Partner soll mit seinen vorgelagerten LieferkeƩen zusammenarbeiten, um seine Fähigkeit zur Risikobeurteilung zu 
stärken und seine Sorgfaltsmaßnahmen zu verbessern.  

III. Umweltschutz  

1. Umweltbezogene Sorgfalt  

Der Partner muss sicherstellen, dass seine ProdukƟonsprozesse und alle in seiner ProdukƟon eingesetzten Materialien 
und Stoffe sowie vorgeferƟgten Produkte die jeweils geltenden umweltrechtlichen Regelungen sowie 
darüberhinausgehende oder ergänzende Umweltstandards erfüllen. Des Weiteren muss der Partner die 
Anforderungen der internaƟonalen KonvenƟonen von Minamata (Quecksilber), Stockholm (persistente organische 
Schadstoffe) und Basel (gefährliche Abfälle) erfüllen. Der Partner muss ferner für seine eigene ProdukƟon und seine 
vorgelagerte LieferkeƩe systemaƟsch umweltbezogene Risiken idenƟfizieren und geeignete Maßnahmen treffen, um 
nach dem Vorsorgeprinzip etwaige Umweltgefahren und daraus potenziell resulƟerende Umweltschäden zu verhindern 
oder, wenn dies nachweisbar nicht möglich ist, zu minimieren.  

2. Klimaschutz  
Der Partner muss geeignete Unternehmensziele für seine Scope 1-, 2- und 3-Emissionen entwickeln und Maßnahmen 
ergreifen, um auf die Erreichung des Pariser Klimaabkommens hinzuwirken. Scope 1 umfasst dabei direkte Emissionen 
aus eigenen oder kontrollierten Quellen des Partners. Scope 2 bezieht sich auf indirekte Emissionen aus zugekauŌer 
Energie wie Strom oder Wärme, die für den Betrieb erforderlich ist. Scope 3 umfasst alle weiteren indirekten 
Emissionen entlang der WertschöpfungskeƩe – insbesondere solche, die durch vor- und nachgelagerte AkƟvitäten 
entstehen. Der Partner muss seine FortschriƩe regelmäßig überwachen und gegenüber FPT berichten, insbesondere 
im Hinblick auf seinen CO₂-Fußabdruck auf Produktebene.  

Um die CO₂-Emissionen zu reduzieren, muss der Partner den Grundsatz Vermeidung, Reduzierung und nur, wenn dies 
nicht möglich ist, KompensaƟon und NeutralisaƟon verfolgen.  

3. Ressourcenschonung  

Der Partner hat natürliche Ressourcen wie Wasser und technische Ressourcen wie Einsatzrohstoffe und Energie in 
seiner Beschaffung und in eigenen FerƟgungsprozessen bewusst und möglichst sparsam einzusetzen, d. h., der Partner 
muss effiziente und technologisch innovaƟve Lösungen für den Einsatz von Energie-, ProdukƟonsrohstoffen und Wasser 
in seinen Produktbeschaffungs- und Herstellungsprozessen nutzen.  

Darüber hinaus soll sich der Partner für die Nutzung von sekundären, biobasierten und nachwachsenden Materialien 
entscheiden, wenn diese verfügbar und nach qualitaƟver und technischer Maßgabe einsetzbar sind. Beim Einsatz neuer 
Materialien sind im Rahmen der umweltbezogenen Sorgfalt Risiken zu idenƟfizieren, einschließlich nicht beabsichƟgter 
Auswirkungen auf Umwelt und Menschenrechte.  
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4. Biodiversität und entwaldungsfreie LieferkeƩen  

Der Partner muss sicherstellen, dass seine eigene GeschäŌstäƟgkeit nicht zur illegalen Umwandlung natürlicher 
Ökosysteme beiträgt oder von einer solchen profiƟert. Dies gilt auch für illegale Entwaldung, wobei darunter die 
Umwandlung natürlicher Wälder vor allem in Nutzflächen zu verstehen ist. Der Partner muss darüber hinaus 
entsprechende Sorgfaltsmaßnahmen auch für seine LieferkeƩe ergreifen.  

Sofern in den WertschöpfungskeƩen seiner Produkte Risiken für die Umwandlung von natürlichen Wäldern oder 
anderen natürlichen Ökosystemen bestehen, muss der Partner geeignete Sorgfaltsmaßnahmen ergreifen, um den 
langfrisƟgen Schutz dieser natürlichen Ökosysteme, einschließlich des Schutzes von Natur- und Kulturwerten, zu 
unterstützen.  

5. Wasserschutz und -qualität  

Der Partner muss die Umweltverträglichkeit von Einleitungen und BodenbeeinträchƟgungen prüfen, um die 
KontaminaƟon von Oberflächen- oder Grundwasser zu verhindern. Insbesondere muss der Partner geeignete 
organisatorische und technische Absicherungen treffen, sodass durch seine Produktbeschaffung und 
Herstellungsprozesse keine Gefährdung von Süß- oder Meerwasser erfolgt.  

Der Partner soll in von Wasserknappheit betroffenen Regionen Vorkehrungen treffen, um den vorhandenen 
Wasserstress nicht weiter zu verstärken und den Zugang zu sauberem und ausreichendem Wasser für die Bevölkerung 
nicht zu gefährden.  

6. Gefahrstoffe und Abfälle  

Der Partner muss im Umgang mit Chemikalien und anderen Gefahrstoffen, die auf seinem Betriebsgelände gelagert 
oder verarbeitet werden bzw. während der ProdukƟon entstehen, eine entsprechende IdenƟfikaƟon und 
Kennzeichnung vornehmen und die Bereitstellung geeigneter Lagerungsflächen und Verarbeitungsprozesse sowie die 
Unterweisung von BeschäŌigten sicherstellen. Von diesen Stoffen ausgehende Gefährdungen wie LuŌ- und 
Bodenverunreinigung, Gewässerverschmutzung sowie sonsƟge schädliche Auswirkungen müssen im Rahmen der 
technischen Möglichkeiten vermieden werden.  

Der Partner muss geeignete Abfallmanagementsysteme und -verfahren einrichten, um anfallende gefährliche Abfälle 
vor Ort sorgfälƟg zu klassifizieren, entsprechend zu sammeln, zu lagern, zu kondiƟonieren und der Entsorgung 
zuzuführen. Der Partner hat ebenfalls sicherzustellen, dass auf dem Entsorgungsweg keine Abfälle illegal entsorgt 
werden.  

Der Partner soll den Einsatz von Chemikalien und anderen Gefahrstoffen und damit auch die Erzeugung gefährlicher 
Abfälle minimieren. KriƟsche Gefahrstoffe sollen durch unkriƟschere Ersatzstoffe subsƟtuiert werden. Eine 
gleichlautende Verpflichtung soll der Partner in der LieferkeƩe verankern.  

7. Umweltmanagementsysteme  

Der Partner muss einen systemaƟschen Ansatz zum Schutz der Umwelt verfolgen; Lieferanten von 
ProdukƟonsmaterialien müssen ein Umweltmanagementsystem etablieren.  

Der Partner muss regelmäßig seine Umweltmanagementsysteme überprüfen und sicherstellen, dass Chancen und 
Risiken, AmbiƟonen und Ziele aktuell gehalten werden sowie fachkundige BeschäŌigte das System betreiben. Der 
Partner soll eine ZerƟfizierung dieses Umweltmanagementsystems nach ISO 14001 oder EMAS anstreben. Dies 
beinhaltet die Etablierung und die fortlaufende Entwicklung sowie eine externe Validierung zumindest der eigenen 
ProdukƟonsprozesse und -stäƩen, um sicherzustellen, dass Umweltauswirkungen (z. B. durch Energie- und 
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Wasserverbrauch, Abwasser, LuŌ-, Lärm- und Geruchsemissionen, Abfälle und Gefahrstoffe) idenƟfiziert und 
systemaƟsch betrachtet werden.  

8. Energiemanagementsysteme und Energieeffizienz  

Der Partner muss ein System zur Minimierung von Energieverschwendung, Verbesserung seiner energeƟschen Leistung 
und Senkung seines Energieverbrauchs etablieren.  

Der Partner muss regelmäßig seine Energiemanagementsysteme überprüfen und sicherstellen, dass Chancen und 
Risiken, AmbiƟonen und Ziele aktuell gehalten werden sowie fachkundige BeschäŌigte das System betreiben. Der 
Partner soll eine ZerƟfizierung seines Energiemanagementsystems (z. B. ISO 50001) anstreben. Wenn möglich, soll der 
Partner auf erneuerbare Energiequellen zurückgreifen. 

IV. Verantwortungsvolles Verhalten  

1. Einhaltung von Gesetzen  

Der Partner muss alle für ihn geltenden Gesetze und VorschriŌen in seiner eigenen GeschäŌstäƟgkeit sowie in den 
GeschäŌsbeziehungen mit Lieferanten auf lokaler, naƟonaler und internaƟonaler Ebene einhalten. Der Partner darf 
weder direkt noch indirekt kriminelle PrakƟken in irgendeinem Land und in irgendeiner Weise akƟv betreiben oder 
daran teilnehmen.  

Die Qualität der Produkte hat bei FPT eine hohe Priorität. Insbesondere die Einhaltung aller 
produktsicherheitsrelevanten Anforderungen ist für FPT die Grundlage der Zusammenarbeit mit seinen Partnern. Der 
Partner muss die technischen Regelungen, die gemäß den vertraglichen und gesetzlichen Vereinbarungen auf seinen 
Liefergegenstand Anwendung finden (z. B. regulatorische Konformität, Richtlinien, Gesetze und technische Standards), 
einhalten.  

2. KorrupƟon, Bestechung und Erpressung  

Der Partner ist verpflichtet, keine Handlungen zu begehen oder Handlungen zu unterlassen, die zu einer Straĩarkeit 
wegen Betrug oder Untreue, InsolvenzstraŌaten, StraŌaten gegen den WeƩbewerb, Vorteilsgewährung, 
Vorteilsannahme, Bestechung, Bestechlichkeit oder vergleichbarer Delikte von beim Partner beschäŌigten Personen 
oder sonsƟgen DriƩen führen können. Bei einem Verstoß hiergegen steht FPT ein fristloses RücktriƩs- bzw. 
Kündigungsrecht aller mit dem Partner bestehenden RechtsgeschäŌe und der Abbruch sämtlicher Verhandlungen zu.  

Ungeachtet des Vorhergehenden ist der Partner verpflichtet, alle ihn und die GeschäŌsbeziehung mit FPT betreffenden 
Gesetze und Regelungen einzuhalten.  

Bei GeschäŌen mit Rohstoffen muss der Partner insbesondere das Ersuchen von Bestechungsgeldern verbieten, die 
das Ziel haben, die HerkunŌ von Mineralien zu verheimlichen oder zu verschleiern. Steuern, Gebühren und 
Lizenzgebühren, die an Regierungen für Zwecke der Gewinnung, des Handels, der Handhabung, des Transports und der 
Ausfuhr gezahlt werden, müssen wahrheitsgemäß angegeben werden. Lieferanten von Rohmineralien müssen sich 
verpflichten, Zahlungen nach den Grundsätzen der TransparenziniƟaƟve für die Rohstoffindustrie (EITI) offenzulegen. 

3. Finanzielle Offenlegung und Geldwäsche  

Der Partner hat sicherzustellen, dass alle FinanzinformaƟonen, einschließlich der erforderlichen Steuern, Abgaben und 
Lizenzgebühren im Zusammenhang mit GeschäŌsakƟvitäten, in ÜbereinsƟmmung mit den geltenden naƟonalen und 
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internaƟonalen VorschriŌen und Branchenerwartungen offengelegt werden. Der Partner hat auch alle erforderlichen 
Änderungen vorzunehmen, die im Einklang mit den geltenden regulatorischen Entwicklungen stehen.  

Der Partner muss erforderliche SchriƩe unternehmen, um etwaige Fälle oder Risiken der Geldwäsche, die sich aus 
seinem GeschäŌsbetrieb und dem seiner Lieferanten ergeben, zu idenƟfizieren und zu beseiƟgen. Zu diesem Zweck 
etabliert der Partner geeignete PrävenƟonsmaßnahmen.  

4. Fairer WeƩbewerb  

Der Partner muss Gesetze, die den fairen WeƩbewerb schützen und fördern, sowie alle geltenden Kartellgesetze 
einhalten. Der Partner muss die Regeln des lauteren WeƩbewerbs einhalten und darf keine Vereinbarungen, 
GeschäŌsprakƟken oder Verhaltensweisen ausüben, die den WeƩbewerb widerrechtlich einschränken würden. Der 
Partner muss das Vertragsverbot mit WeƩbewerbern einhalten und andere Maßnahmen vermeiden, die den freien 
Markt beeinträchƟgen würden, wie zum Beispiel, aber nicht ausschließlich, widerrechtliche Preisabsprachen und 
Marktzuteilungen.  

5. Interessenkonflikte  

Im Umgang mit GeschäŌspartnern muss der Partner ausschließlich auf Grundlage objekƟver InformaƟonen 
Entscheidungen treffen und darf sich nicht von persönlichen Interessen beeinflussen lassen. Der Partner muss 
potenzielle oder tatsächliche Interessenkonflikte offenlegen und eine angemessene ReakƟon idenƟfizieren.  

6. Datenschutz und -sicherheit  

Der Partner muss alle geltenden Gesetze und Regelungen zum Datenschutz und zur Datensicherheit einhalten sowie 
verantwortungsvoll und transparent mit Daten umgehen. Der Partner muss die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
um personenbezogene Daten angemessen zu schützen. Dies umfasst Daten von BeschäŌigten, Kunden, Lieferanten 
und GeschäŌspartnern.  

Der Partner gewährleistet die Sicherheit von InformaƟonen. Der Partner ergreiŌ die nach aktuellem Stand der Technik 
erforderlichen Maßnahmen, um vertrauliche InformaƟonen vor dem unberechƟgten Zugriff durch DriƩe zu schützen, 
und nutzt sie nur für die vereinbarten Zwecke. 

7. Schutz geisƟgen Eigentums  

Der Partner hat alle naƟonal und internaƟonal geltenden Gesetze zum Schutz des geisƟgen Eigentums einzuhalten. 
Unter geisƟges Eigentum fallen registrierbare Schutzrechte (beispielsweise Patente, Marken, Designs), Domains, 
Urheberrechte und lauterkeitsrechtliche Anforderungen. Darüber hinaus muss der Partner darauf achten, alle 
erforderlichen Nutzungsrechte zu besitzen, um Schutzrechtsverletzungen zu vermeiden.  

8. SankƟonen  

Der Partner muss sicherstellen, dass er alle anwendbaren naƟonalen und supranaƟonalen SankƟonen und 
Handelsembargos einhält. Hierzu hat der Partner alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um das Risiko eines 
SankƟonsverstoßes zu vermeiden.  
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9. Tierschutz  

Der Partner soll Standards und Best PracƟces implemenƟeren, um folgende ethische Grundsätze einzuhalten:  

 die „Fünf Freiheiten“ des BriƟschen Animal Welfare CommiƩee (AWC) zur Beurteilung des Wohlbefindens von 
Tieren (Freiheit von Hunger, Durst und Fehlernährung; von Unbehagen; von Schmerz, Verletzung und Krankheit; 
von Angst und Leiden sowie die Freiheit zum Ausleben normalen Verhaltens),  

 die Grundsätze der WeltorganisaƟon für Tiergesundheit (OIE) zum Tierwohl (Terrestrial Animal Health Code und 
AquaƟc Animal Health Code) sowie  

 das „3R“-Prinzip zu Tierversuchen (ReducƟon, Refinement, Replacement); Ziel des 3R-Prinzips ist es, Tierversuche 
vollständig zu vermeiden (Replacement) und die Zahl der Tiere (ReducƟon) und ihr Leiden (Refinement) in 
Versuchen auf das unerlässliche Maß zu beschränken. 

V. Meldemöglichkeit  

Beschwerdeführer können etwaige Verstöße gegen diese Standards an FPT melden. Sofern ein solcher Verstoß in der 
Sphäre des Partners liegt, hat dieser damit verbundene Risiken umgehend zu beseiƟgen. Der Partner ist darüber hinaus 
verpflichtet, die vorhandenen Beschwerdemöglichkeiten in seiner LieferkeƩe bekannt zu machen, deren Weitergabe 
in die Ɵefere LieferkeƩe sicherzustellen und ein gleichwerƟges Beschwerdeformat für seine eigene LieferkeƩe 
einzurichten.  

Der Partner wird im Rahmen des Vertretbaren nach besten KräŌen darauf hinwirken, eine gleicharƟge 
Meldeverpflichtung in Verträge mit Sublieferanten aufzunehmen, wonach entsprechende VerdachtsmiƩeilungen durch 
Sublieferanten an den Partner zu erfolgen haben. 


